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I. ORDNUNGSMÄßIGKEIT DER GESCHÄFTSFÜHRUNGS- 
ORGANISATION 

 Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung 
sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge  

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan 
für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber 
hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die 
Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? 
Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des 
Konzerns? 

 

Es gibt eine Geschäftsordnung für den Kreistag des Landkreises Kaiserslautern, die der Kreistag in 

seiner konstituierenden Sitzung am 30.06.2014 beschlossen hat. Diese entspricht weitgehend der 

Mustergeschäftsordnung für Gemeinderäte – Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern 

und für Sport vom 21.11.1994 (331/17 002-3 (37)), MinBl. S. 539. 

 

Im 6. Abschnitt der Geschäftsordnung finden sich auch Regelungen für die Ausschüsse. 

 

Für die Kreisverwaltung Kaiserslautern liegt ein Verwaltungsgliederungsplan und 

Geschäftsverteilungsplan - Stand 01/2017 - vor. Daraus ist die Einordnung des Fachbereiches 

Abfall- und Wasserwirtschaft in die Abteilung 5 – Bauen und Umwelt – ersichtlich. 

 

Die Geschäftsordnung der Überwachungsorgane und der Geschäftsverteilungsplan der 

Geschäftsführung haben sich nach den bisherigen Erfahrungen bewährt. 

 

Der Kreistag des Landkreises Kaiserslautern hat in seiner Sitzung am 07.05.2001 Richtlinien über 

den Erlass und die Niederschlagung von Forderungen beschlossen. Danach sind für den Erlass von 

Forderungen, je nach Höhe der Forderung im Einzelfall, der Landrat, der Kreisausschuss oder der 

Kreistag zuständig. Die Niederschlagung fällt unabhängig von der Höhe der Forderung 

ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich des Landrats. 

 

Die Stundung von Forderungen obliegt der Verwaltung (Fachbereichsleiter Abfall- und 

Wasserwirtschaft, Herrn Amtsrat Michael Mersinger). 
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Mit Organisationsverfügung vom 27.04.2010 wurden mit sofortiger Wirkung die Aufgaben der 

Zahlungsabwicklung der Sonderkasse des Eigenbetriebes Abfallwirtschaft, insbesondere die 

Abwicklung der Abfallgebühren, einschl. Mahn- und Vollstreckungswesen, der Abteilung 1, Zentrale 

Aufgaben und Finanzen, FB 1.5 - Kreiskasse - zugewiesen und eingegliedert. Der Status als 

Sonderkasse blieb unberührt. Seit Mitte 2011 werden die Mahnungen und Vollstreckungen im 

System „KIS“ der OrgaSoft Kommunal (Saarbrücken) durchgeführt. 

 

Es wurden diverse Dienstanweisungen erlassen, z. B. „Dienstanweisung zur Organisation des 

Rechnungswesens“, „Dienstanweisung für das Anordnungswesen“, „Dienstanweisung zur 

Sicherung des Buchungsverfahrens“ oder „Dienstanweisung zur elektronischen Archivierung und 

Aufbewahrung von Belegen i.S. von § 30 GemHVO“ erlassen. 

 

Die vorliegenden Regelungen entsprechen den Bedürfnissen des Unternehmens.  

 

 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

 

Nach den uns vorgelegten Sitzungsprotokollen haben in 2016 drei Sitzungen des Kreistages 

stattgefunden, in denen Angelegenheiten der Abfallentsorgungseinrichtung behandelt wurden. 

Außerdem haben vier Sitzungen des Kreisausschusses in 2016 stattgefunden, die Angelegenheiten 

der Abfallentsorgungseinrichtung betrafen. 

 

Der Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss hat sich in 2016 zu drei Sitzungen getroffen. 

 

Die Sitzungsniederschriften über die Tagesordnungspunkte, die Angelegenheiten der Abfall-

entsorgungseinrichtung betrafen, wurden uns vorgelegt. 
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c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 
5 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

 

Nach den uns erteilten Auskünften ist der Landrat des Landkreises Kaiserslautern, Herr Paul Junker, 

in folgenden Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen tätig: 

 

 Mitglied im Aufsichtsrat der GML – Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH, Ludwigshafen am Rhein, 

 Verwaltungsratsvorsitzender der Kreissparkasse Kaiserslautern (alternierend), 

 Vorsitzender der Verbandsversammlung des Zweckverbandes Kreissparkasse Kaiserslautern, 

 Vorsitzender des Verwaltungsrates der Zentralen Abfallwirtschaft Kaiserslautern (alternierend), 

 Vorsitzender der Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Stadt und 

Landkreis Kaiserslautern mbH (alternierend), 

 Aufsichtsrat der Pfaff Auffanggesellschaft, 

 Mitglied des Aufsichtsrates der Neue Energie Landkreis Kaiserslautern GmbH, 

 Mitglied der Kommission der Reichswaldgenossenschaft Kaiserslautern (nicht in Funktion als 

Landrat). 

 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses 
aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit 
langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

 

Die Vergütungen für die Mitglieder der nach dem geltenden Kommunalverfassungsrecht 

zuständigen Gremien werden im Anhang angegeben. Eine Individualisierung und Aufteilung auf 

Komponenten ist nicht erforderlich, da es sich nicht um eine börsennotierte Aktiengesellschaft 

handelt. 
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II. ORDNUNGSMÄßIGKEIT DES GESCHÄFTSFÜHRUNGS- 
INSTRUMENTARIUMS 

 Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden 
Organisationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und 
Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen 
regelmäßige Überprüfung? 

 

Ein Organisationsplan liegt in Form eines Verwaltungsgliederungsplanes und Geschäfts-

verteilungsplanes für die Kreisverwaltung Kaiserslautern vor. Der Fachbereich 5.4 Abfall- und 

Wasserwirtschaft ist der Abteilung 5 - Bauen und Umwelt - zugeordnet. Für den Fachbereich Abfall- 

und Wasserwirtschaft ergeben sich der Organisationsaufbau, die Arbeitsbereiche sowie die 

Zuständigkeiten und Weisungsbefugnisse aus dem Geschäftsverteilungsplan und der 

Organisationsverfügung vom 27.04.2010 (vgl. S. 10). Danach wird nach unserem Eindruck auch im 

Wesentlichen verfahren. 

 

Organisatorisch getrennt sind insbesondere:  

 Kassenleitung und Anordnungsbefugnis 

Die Kassenleitung hat seit 01.04.2006 Herr Kreisangestellter Welker inne. Die Anordnungsbefugnis 

für sämtliche anfallenden Kassenanordnungen der ehemaligen Abteilung 7 - Wirtschaft und 

Umweltschutz - wurde durch Unterschriftsmitteilung vom 22.07.2013 Herrn Mersinger erteilt. Herrn 

Karl-Heinz Horn wurde seit 15.12.2009 für die entsprechenden Budgets die Anordnungsbefugnis 

erteilt. 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan 
verfahren wird? 

 

Solche Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 
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c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 
dokumentiert? 

 

Nach der uns erteilten Auskunft wurden keine spezifischen Vorkehrungen getroffen. 

 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche 
Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftrags-
abwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich 
Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

 

Für die Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung gelten die VgV, das GWB, die GemHVO, die VOB 

und die VOL sowie VOF (vgl. dazu auch Fragenkreis 9 a)).  

 

Seit dem 20.08.2013 ist die Dienstanweisung „Vergabewesen“ in Kraft. Diese wurde am 09.06.2016 

aufgrund umfangreicher Änderungen vergaberechtlicher Bestimmungen neu gefasst. 

 

Das Land hat mit Wirkung zum 05.07.2014 eine neue Verwaltungsvorschrift „Öffentliches Auftrags- 

und Beschaffungswesen in Rheinland-Pfalz“ erlassen. Diese ist bei allen Aufträgen gem. § 2 der 

Dienstanweisung Vergabewesen der Kreisverwaltung Kaiserslautern zu beachten. 

 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks-
verwaltung, EDV)? 

 

Eine systematische Zusammenstellung der wesentlichen Verträge konnte uns vorgelegt werden. 

Aus dieser Zusammenstellung sind der Gegenstand des Vertrages, der Vertragspartner, die Laufzeit 

des Vertrages, die Verlängerungsoptionen sowie die Kündigungsfristen ersichtlich. Daneben erfolgt 

eine geordnete Ablage der weiteren bestehenden Verträge in Aktenordnern. 
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 Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 
Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und 
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von 
Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

 

Es werden jährlich der Wirtschafts- und Finanzplan sowie zum 30.09. ein kurzfristiger Zwischen-

bericht erstellt. Dies entspricht den kommunalrechtlichen Vorschriften.  

 

Das Wirtschaftsjahr der Einrichtung läuft mit dem Haushaltsjahr des Landkreises und entspricht 

damit dem Kalenderjahr. Die Führung der Einrichtung wird auf der Grundlage eines Wirtschafts-

planes vollzogen. Der Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2016 wurde vom Kreisausschuss am 

25.01.2016 beraten sowie vom Kreistag am 01.02.2016 beschlossen. Der Wirtschaftsplan ist 

ausreichend untergliedert (§ 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 EigAnVO).  

 

Gem. § 15 EigAnVO ist der Wirtschaftsplan vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres aufzustellen. 

 

Wesentliche Projekte dieser Art lagen im Berichtsjahr nicht vor. 

 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

 

Größere Planabweichungen wurden für die ersten neun Monate im Zwischenbericht zum 30.09.2016 

für Positionen des Erfolgsplanes dokumentiert und z. T. begründet. Weitere systematische 

Untersuchungen von Planabweichungen für das ganze Wirtschaftsjahr erfolgen jeweils zum 30.06. 

des Jahres (durch Hochrechnung der Ist-Zahlen auf 12 Monate). Ein laufender Abgleich der 

Planansätze mit den Ist-Zahlen wurde bisher nicht vorgenommen. Dies war mit der vorhandenen 

Software (Schilling) nicht möglich. Nach der nun erfolgten Umstellung auf die Finanzbuchhaltungs-

Software OSK/KIS soll ein Abgleich vierteljährlich bzw. monatlich erfolgen. 
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c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 
und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

 

Das Rechnungswesen wird als doppelte kaufmännische Buchführung geführt und entspricht nach 

unserer Feststellung insoweit den betrieblichen Erfordernissen. 

 

Eine Kostenrechnung ist in das vorhandene EDV-Programm nicht integriert. Bei Bedarf wird aus-

gehend von der kaufmännischen Buchführung manuell eine Kostenrechnung erstellt. Die 

Kostenstellenrechnung liefert brauchbare Ergebnisse, die vor allem für die Kalkulation 

weiterverwendet werden. 

 

Die beabsichtigte Softwareumstellung der Finanzbuchhaltungs-Software wurde zum 31.12.2016 

vollzogen. Hierzu wurden im Jahr 2016 Buchungen sowohl in der alten als auch in der neuen 

Finanzbuchhaltungs-Software vorgenommen, um bei der Umstellung einen exakten Zahlenvergleich 

durchführen zu können.  

 

Die Berechnung der Benutzungsgebühren für das Jahr 2016 erfolgte im Wesentlichen auf Basis der 

Wirtschaftsplanzahlen für das Jahr 2015 unter Berücksichtigung einer Preissteigerung gegenüber 

dem Vorjahr. Dabei wurden zunächst die Aufwendungen getrennt nach Kostenarten geschätzt. 

Diese Aufwendungen wurden dann den Kostenstellen Hausmüll, Gewerbemüll und US-Müll 

zugeordnet. 

 

Für den Hausmüll- und den Gewerbemüllbereich werden ausgehend von den zugeordneten Kosten 

anhand der erwarteten Menge und Größe der Abfallgefäße Benutzungsgebühren nach einer 

degressiven Gebührenstaffel ermittelt. Durch Beschluss des Kreistages vom 17.12.2012 (Änderung 

der Gebührensatzung) wurden die Benutzungsgebühren letztmals ab 01.01.2013 für Hausmüll und 

hausmüllähnlichen Gewerbemüll sowie Gewerbemüll um ca. 3 % erhöht. Im Zuge der Änderung 

verschiedener Bestimmungen der Abfallgebührensatzung zum 01.12.2014 wurden zusätzliche 

Gebührentarife für den Großcontainerbereich eingeführt. 

 

Die Entgelte wurden bislang auf Grundlage einer einjährigen Gebührenplanung kalkuliert und auf 

Grundlage von Ist-Zahlen nachgeprüft. Die Gebührenplanung soll ab dem 01.01.2018 auf eine 

dreijährige Kalkulationsperiode umgestellt werden. Hierzu wurde in 2017 ein externes Büro zur 

Unterstützung hinzugezogen. Soweit dabei Abweichungen von den tatsächlichen Kosten festgestellt 

werden, sind diese innerhalb angemessener Zeit auszugleichen (§ 8 Abs. 1 Satz 5 KAG). Die 

Prüfung der Kalkulation war nicht Gegenstand unserer Abschlussprüfung. 
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d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende 
Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?  

 

Die Kassen- und Rechnungsgeschäfte wurden im Berichtsjahr gemäß § 12 EigAnVO und 

§ 106 Abs. 1 GemO von der Kreiskasse unter verantwortlicher Leitung von Herrn Welker geführt. 

Die Verwaltung der Gelder der Einrichtung erfolgt grundsätzlich nach den gesetzlichen Vorgaben. 

 

Zum 15.05.2005 wurde die kassenmäßige Abwicklung der Abfallgebühren einschließlich Mahn- und 

Vollstreckungswesen, Abschlussarbeiten und Belegablage aus der Abteilung 1 (Zentrale Aufgaben 

und Finanzen, Fachbereich 1.3 - Finanzen, Kreiskasse) ausgegliedert und der Abteilung 5 (Bauen 

und Umwelt, Fachbereich 5.4 - Abfall- und Wasserwirtschaft - Bereich Abfallwirtschaft) zugewiesen, 

sodass lediglich noch Restaufgaben der Sonderkasse bei der Kreiskasse verblieben sind. Mit 

Organisationsverfügung des Landrates (Schreiben vom 27.04.2010) wurden die Aufgaben der 

Sonderkasse Abfallwirtschaft mit sofortiger Wirkung wieder in die Abteilung 1 eingegliedert. 

 

Die Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Kaiserslautern verfügt über eigene Konten bei 

der Kreissparkasse Kaiserslautern. Die kurzfristige Liquiditätskontrolle ist Sache der mit der 

Zahlungsabwicklung der Einrichtung betrauten Abteilung 1. Die langfristige Liquiditätsplanung erfolgt 

im Rahmen der Wirtschafts- und Finanzplanung. 

 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und 
haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht 
eingehalten worden sind? 

 

Alle Kassengeschäfte werden über eigene Bankkonten abgewickelt; die Sonderkasse untersteht der 

Kassenaufsicht des Leiters der Kreiskasse. Allgemeine Regelungen für die Kreiskasse sind in der 

„Dienstanweisung zur Organisation des Rechnungswesens“, in der „Dienstanweisung für das 

Anordnungswesen“, in der „Dienstanweisung zur Sicherung des Buchungsverfahrens“ und in der 

„Dienstanweisung zur elektronischen Archivierung und Aufbewahrung von Belegen i.S. von 

§ 30 GemHVO“ vorgegeben. Eine spezielle schriftliche Regelung für das Cash-Management konnte 

uns nicht vorgelegt werden. 
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f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt 
werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende 
Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

 

Sämtliche Müllgebühren werden vom Landkreis Kaiserslautern unmittelbar veranlagt und 

eingehoben. Die Jahresgebühr ist im Voraus in vier gleichen Raten zum 15.02., 15.05., 15.08. und 

15.11. eines jeden Jahres zu entrichten. Die Gebührenbescheide für das Jahr 2016 ergingen Ende 

Januar 2016. Durch wöchentliche Angleichung an die Einwohnermeldedaten der Verbands-

gemeinden, die auf elektronischem Datenträger übermittelt werden, erfolgt normalerweise unter dem 

Jahr ein ständiger Änderungsdienst. 

 

Gewerbemüll wird bei wöchentlicher Abfuhr durch monatlichen Bescheid, ansonsten durch Bescheid 

je Entleerung veranlagt und eingehoben. Mit Wirkung zum 01.01.2015 wurden nahezu alle 

Gewerbebetriebe auf Regelabfuhr umgestellt. Für diese Leistung ergeht zukünftig ein 

Jahresbescheid mit vierteljährlicher Abrechnungsmodalität. 

 

Interne Vorkehrungen zur Sicherstellung der vollständigen Veranlagung der lfd. Entgelte wurden 

insoweit getroffen, als sämtliche in Umlauf befindlichen Abfallgefäße mit Nummern registriert und 

einem entsprechenden Grundstück zugeordnet sind. Die Rechnungsstellung erfolgte in der Regel 

innerhalb eines Monats. 

 

Ein Mahnwesen bei der Kreiskasse ist eingerichtet. Gemäß der uns erteilten Auskunft wurden im 

Geschäftsjahr 2016 drei Mahnläufe durchgeführt. 

 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

 

Ein Controlling besteht insoweit, als zum 30.09.2016 ein Zwischenbericht erstellt wurde, in welchem 

bereits im laufenden Jahr die Planansätze der wesentlichen Ertrags- und Aufwandsposten den  

Ist-Zahlen gegenübergestellt wurden. 
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h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder 
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine 
wesentliche Beteiligung besteht? 

 

Die Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Kaiserslautern hat kein Tochterunternehmen 

oder Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht. 

 

 

 Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale 
definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken 
rechtzeitig erkannt werden können? 

 

Zur Einführung eines Risikofrüherkennungssystems wurde in Zusammenarbeit mit einem externen 

Berater eine Verfahrensanweisung zur Risikofrüherkennung mit Anlagen als Dokumentation 

erarbeitet. In dem darin enthaltenen „Formular operatives Frühwarnsystem“ wurden die 

wesentlichen Risiken erfasst und bewertet sowie eine Steuerungsgröße für das jeweilige Risiko 

festgelegt. Für diese Steuerungsgrößen wurden kritische Abweichungsgrößen als Frühwarnsignale 

definiert. Weiterhin wurden die Maßnahmen zur Risikobewältigung aufgeführt („Risikoatlas“ 

– Stand 03/2005). Die Verfahrensanweisung zur Risikofrüherkennung wurde im März 2006 erlassen 

und an die betreffenden Mitarbeiter ausgehändigt. 

 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden?  

 

Anhaltspunkte, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden, haben sich nicht ergeben.  

 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

 

Vgl. Buchstabe a). 
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 
mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und 
Funktionen abgestimmt und angepasst? 

 

Die Risiko-Früherkennungs-Arbeitsgruppe hat am 15.11.2016 getagt und die Ergebnisse 

protokolliert. Das zugehörige Protokoll wurde zu den Akten genommen. 

 

 

 Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und 
Derivate 

 

Finanzinstrumente, Termingeschäfte, Optionen und Derivate u. Ä. werden nach der uns erteilten 

Auskunft bisher nicht genutzt. Eine Festlegung des Geschäftsumfangs zum Einsatz von solchen 

Finanzinstrumenten war deshalb nicht erforderlich und wurde deshalb auch bislang nicht 

vorgenommen. Die Fragen a) bis f) des Fragenkreises 5 sind bei der Abfallentsorgungseinrichtung 

des Landkreises Kaiserslautern daher nicht einschlägig. 

 

 

 Fragenkreis 6: Interne Revision 

 

Eine eigenständige Innenrevision ist bei Einrichtungen, die auch der Prüfung durch die 

Prüfungsämter bzw. den Rechnungshof unterliegen, nicht üblich. Aufsichtsbehörde im Sinne des 

§ 118 GemO ist die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier. Die Fragen a) bis f) des 

Fragenkreises 6 sind bei der Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Kaiserslautern daher 

nicht einschlägig. 

 

Kassenprüfungen erfolgen in unregelmäßigen Abständen. Ebenso werden Rechnungsprüfungen 

gemäß § 110 GemO i. V. m. § 57 LKO durchgeführt. Die letzte unvermutete Kassenprüfung gem. 

§ 26 GemHVO bzw. § 112 Abs. 1 Nr. 6 GemO bei der eingerichteten Sonderkasse für die 

Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Kaiserslautern erfolgte am 30.11.2016 und führte zu 

keiner wesentlichen Beanstandung. 
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III. ORDNUNGSMÄßIGKEIT DER GESCHÄFTSFÜHRUNGSTÄTIGKEIT 

 

 Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans 

 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des 
Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und 
Maßnahmen nicht eingeholt worden ist? 

 

Gemäß § 4 Abs. 1 i. V. m. § 5 der Hauptsatzung des Landkreises Kaiserslautern entscheidet der 

Kreisausschuss über den Abschluss von Verträgen, wenn sie im Einzelfall T€ 20 übersteigen. Die 

obere Begrenzung liegt bei einer Wertgrenze von T€ 100. Darüber hinaus obliegt die Entscheidung 

dem Kreistag. Gemäß § 4 Abs. 2 der Hauptsatzung hat der Kreisausschuss Beschlüsse, für die der 

Kreistag zuständig ist, vorzuberaten. 

 

Der Kreisausschuss bzw. der Kreistag haben folgende wesentliche Rechtsgeschäfte und 

Maßnahmen im Jahr 2016 vorberaten (V) und beschlossen (B): 

 

Bezeichnung Kreisausschuss Kreistag 

   
Vergabe abfallwirtschaftlicher Dienstleistungen 2017 04.07.2016 (V) 11.07.2016 (B) 
   
Feststellung und Beschlussfassung der Jahresbilanz 2015 und Beschluss 
über die Verwendung des Jahresergebnisses 

 
28.11.2016 (V) 

 
05.12.2016 (B) 

 
Beratung bzw. Beschluss Wirtschaftsplan 2017 

 
13.02.2017 (V) 

 
20.02.2017 (B) 

 

Darüber hinaus wurden nach der uns erteilten Auskunft keine weiteren wesentlichen 

zustimmungspflichtigen Maßnahmen oder Rechtsgeschäfte durch die Leitung der Einrichtung 

getätigt. Eilentscheidungen bezüglich der Abfallentsorgungseinrichtung sind uns bei der 

stichprobenartigen Durchsicht der vorgelegten Sitzungsniederschriften nicht bekannt geworden. 
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b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

 

Kredite an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans wurden im Berichtjahr 

nicht vergeben.  

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger 
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte 
Maßnahmen vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

 

Ähnliche, als nicht zustimmungspflichtig behandelte Maßnahmen des Jahres 2016 lagen nach 

erhaltener Auskunft nicht vor und sind uns im Rahmen der Jahresabschlussprüfung auch nicht 

bekannt geworden. 

 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht 
mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

 

Wir verweisen hierzu auf unsere Ausführungen im Prüfungsbericht unter II.B. 

 

Soweit wir prüften, wurden bei den im Berichtsjahr getätigten wesentlichen Geschäften und 

Maßnahmen im Übrigen keine Verstöße gegen Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung und 

Beschlüsse festgestellt. 

 

 Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen  

 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 
immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung 
auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

 

In Hinblick auf den Gegenstand des Unternehmens (Abfallentsorgung) ist das Kriterium der 

Rentabilität nur von eingeschränkter Bedeutung für die Investitionsentscheidungen. Dem 

Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit von Investitionen wird grundsätzlich durch die Einholung von 

Angeboten verschiedener Anbieter bzw. durch öffentliche Ausschreibungen Rechnung getragen. 
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Darüber hinaus wird grundsätzlich die Möglichkeit von Investitionsalternativen geprüft. Die 

Finanzierbarkeit ist im Rahmen des Wirtschaftsplans sichergestellt. Die Risikoprüfung bei 

Investitionsentscheidungen ist im Hinblick auf den bestehenden Anschluss- und Benutzungszwang 

überschaubar. Die abrechnungsfähigen Kosten gehen in die Gebührenkalkulation ein. 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit 
des Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von 
Grundstücken oder Beteiligungen)? 

 

Grundstücke oder Beteiligungen wurden im Berichtsjahr weder erworben noch verkauft. 

 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen 
laufend überwacht und Abweichungen untersucht? 

 

Der Vermögensplan wird, nach den uns erteilten Auskünften, von der Verwaltung regelmäßig 

überwacht und hinsichtlich Abweichungen untersucht. 

 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen 
ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

 

Im Berichtsjahr wurden keine wesentlichen Investitionen abgeschlossen. Die Anlagenzugänge 

betrugen insgesamt T€ 60 (Investitionskostenzuschüsse für zwei Grünabfallsammelstellen). 

 

Soweit wir prüften, haben sich keine wesentlichen Überschreitungen zu den geplanten Investitionen 

ergeben. 

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

 

Wesentliche Leasing- oder ähnliche Verträge wurden im Berichtsjahr nicht abgeschlossen. 

Anhaltspunkte dafür, dass die Kreditlinien ausgeschöpft waren, lagen uns nicht vor. 
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 Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 
(z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

 

Eine umfassende Prüfung der Vergaben im Berichtsjahr war im Rahmen der Jahres-

abschlussprüfung nicht Gegenstand unseres Auftrags. Die stichprobenartige Prüfung beschränkte 

sich auf wesentliche Vergaben und bei diesen auf offenkundige, d. h. für jedermann unmittelbar 

erkennbare Verstöße. Eine fachtechnische Prüfung fand dabei nicht statt. Eine vollständige 

rechtliche Prüfung erfolgte ebenfalls nicht.  

 

In 2016 wurden nahezu alle abfallwirtschaftlichen Dienstleistungen neu ausgeschrieben und zum 

01.01.2017 neu vergeben (siehe Vertragsübersichten). Die Verträge haben eine reguläre Laufzeit 

von fünf Jahren, mit zweimaliger Verlängerungsoption um jeweils ein Jahr. Beim Vertrag über die 

Erfassung von PPK wurde als Ausnahme eine reguläre Laufzeit von nur zwei Jahren (mit 

zweimaliger Verlängerungsoption um jeweils ein Jahr) gewählt. Aufgrund der rechtlichen 

Unklarheiten in Bezug auf die Mitbenutzungsmodalitäten mit den Dualen-Systembetreibern soll die 

Möglichkeit bestehen, gegebenenfalls im Rahmen einer aktuellen Novellierung des Verpackungs-

gesetzes, den Vertrag ab 01.01.2019 gem. den dann gültigen gesetzlichen Bestimmungen neu zu 

fassen. 

 

Die abfallwirtschaftlichen Dienstleistungen wurden in Teillosen im Offenen Verfahren europaweit 

ausgeschrieben. Zehn Unternehmen haben die Vergabeunterlagen angefordert und erhalten. Die 

eingegangenen Angebote wurden durch ein Beratungsunternehmen geprüft sowie Vergabe-

vorschläge erarbeitet. Die Vergabe der ausgeschriebenen Leistungen wurde dem Kreisausschuss 

am 04.07.2016 vorgestellt und am 11.07.2016 durch den Kreistag beschlossen. 

 

Offenkundige Verstöße gegen Vergaberegelungen wurden somit nicht festgestellt. 

 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-
angebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

 

Grundsätzlich werden für alle wesentlichen Anschaffungen Konkurrenzangebote eingeholt und bei 

der Entscheidungsfindung berücksichtigt. 
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In 2016 wurde kein Darlehen aufgenommen. Die Aufnahme von Kassenkrediten und die Anlage der 

zur Verfügung stehenden Mittel erfolgt über die Kreiskasse. Für die Anlage von größeren Beträgen 

als Tages- oder Festgeld werden seitens der Verwaltung, nach den uns erteilten Auskünften, 

Vergleichsangebote eingeholt (mindestens drei bei örtlich ansässigen Kreditinstituten). 

 

 

 Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan  

 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

 

Von der Leitung der Einrichtung ist spätestens zum 30.09. ein Zwischenbericht dem zuständigen 

Kreisausschuss vorzulegen (§ 21 EigAnVO). 

 

Von der Leitung der Einrichtung wurde dem Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss in seiner 

Sitzung am 16.11.2016 ein Zwischenbericht per 30.09.2016 gemäß § 21 EigAnVO vorgelegt.  

 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzern-
bereiche? 

 

Im Zwischenbericht zum 30.09.2016 wurden die wesentlichen Abweichungen zu den Ansätzen im 

Erfolgsplan dargestellt und erläutert. Im Zwischenbericht wurde ein Jahresgewinn von T€ 356 

erwartet, während sich lt. Jahresabschluss zum 31.12.2016 ein Jahresgewinn von T€ 96 ergab, da 

die Rückstellung für Gebührenausgleich im Berichtsjahr um T€ 452 erhöht wurde. 

 

 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 
zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder 
nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare 
Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber 
berichtet? 

 

Besondere Geschäftsvorfälle und erkennbare Fehldispositionen wurden im Rahmen unserer 

Prüfung nicht festgestellt. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan 
auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

 

Eine Berichtspflicht gem. § 90 Abs. 3 AktG besteht bei der Abfallentsorgungseinrichtung des 

Landkreises Kaiserslautern nicht. 

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 
AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 
war? 

 

Im Rahmen unserer Prüfung wurden solche Anhaltspunkte nicht festgestellt. 

 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt 
vereinbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem 
Überwachungsorgan erörtert? 

 

Eine D&O-Versicherung für die Geschäftsleitung wurde nicht abgeschlossen. 

 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Über-
wachungsorgan offengelegt worden? 

 

Solche Anhaltspunkte sind uns im Rahmen unserer Prüfung nicht bekannt geworden. 
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IV. VERMÖGENS- UND FINANZLAGE 

 

 Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges 
Vermögen? 

 

Das in der Bilanz ausgewiesene Vermögen ist betriebsnotwendig. 

 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

 

Es waren in 2016 keine auffallenden Bestände zu verzeichnen. 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 
zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 
Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?  

 

Nennenswerte stille Reserven sind nicht erkennbar und auch nicht zu vermuten (geringes 

Anlagevermögen). 
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 Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungs-
quellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden 
wesentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

 

Das Eigenkapital beträgt insgesamt 30,6 % des Gesamtkapitals nach 40,5 % im Vorjahr. 

 

Am Abschlussstichtag bestehen keine wesentlichen Investitionsverpflichtungen (die Anlagen-

zugänge 2016 betrugen lediglich T€ 60). 

 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahme wesentlicher Konzerngesellschaften? 

 

Bei dem zu prüfenden Jahresabschluss handelt es sich nicht um einen Konzernabschluss. 

 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht 
beachtet wurden? 

 

Die Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises Kaiserslautern hat im Berichtsjahr keine 

entsprechenden Mittel erhalten. 
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 Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung  

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen 
Eigenkapitalausstattung? 

 

Zum Bilanzstichtag überschreiten die kurzfristig verfügbaren Mittel (innerhalb eines Jahres fällige 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände) mit T€ 777 und die Guthaben bei 

Kreditinstituten mit T€ 2.007 die kurzfristigen Verbindlichkeiten in Höhe von T€ 1.040 sowie die 

kurzfristigen Rückstellungen mit T€ 758 um T€ 986. Die Finanzierung kann als ausreichend 

angesehen werden. 

 

Der Cashflow errechnet sich wie folgt: 
 

 2015 

€ 

2016 

€ 

   

Jahresergebnis  348.850,00  95.809,00 

+ Zuführung zu den langfristigen Rückstellungen  0,00  212.074,00 

+ Abschreibungen  23.325,00  38.630,00 

Cashflow  372.175,00  346.513,00 

 

Der Cashflow beträgt im laufenden Berichtsjahr T€ 347. Die für Investitionen im laufenden Jahr 

erforderlichen Mittel (T€ 60) konnten voll erwirtschaftet werden (Überdeckung T€ 287). 

 

Ausgabewirksame Verluste sind gem. § 11 Abs. 8 Satz 1 EigAnVO aus Haushaltsmitteln des 

Landkreises Kaiserslautern im Folgejahr auszugleichen. Soweit in den folgenden fünf Jahren 

Einnahmeüberschüsse aus laufenden Entgelten erwirtschaftet werden, können diese bis zur Höhe 

des Ausgleichs für ausgabewirksame Verluste an den Landkreis zurückgezahlt werden. 

 

Jahr ausgabewirksamer 
Verlust 

€ 

 
Einnahmeüberschüsse 

€ 

+ Zuführung/-Rückzahlung von 
Haushaltsmitteln 

€ 

2012  253.235,00  0,00  - 

2013  0,00  230.726,00  - 

2014  0,00  40.076,00  253.235,00 

2015  ---  354.579,00  - 230.726,00 

2016  ---  --- 

 - 40.076,00 

 - 253.235,00 
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Der Einnahmeüberschuss 2015 in Höhe von € 253.235,00 wurde gem. Beschluss des Kreistages 

vom 05.12.2016 als Ausgleich für die Abdeckung des ausgabewirksamen Verlustes 2012 an den 

Landkreis noch in 2016 zurückgezahlt. 

 

Somit ist die Rückzahlung der Ausgleiche von ausgabewirksamen Verlusten der vergangenen fünf 

Jahre an den Landkreis abgeschlossen. 

 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) 
mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

In seiner Sitzung vom 05.12.2016 hat der Kreistag des Landkreises Kaiserslautern den 

Jahresabschluss 2015 der Abfallentsorgungseinrichtung festgestellt und beschlossen, den 

Jahresgewinn in Höhe von T€ 349 auf neue Rechnung vorzutragen. Weiterhin wurde der Beschluss 

gefasst, dass ein Teil des Einnahmeüberschusses der Einrichtung Abfallentsorgung des Jahres 

2015 in Höhe von € 253.235,00 zum Ausgleich bereits übernommener Verlustausgleiche aus 

Vorjahren an den Einrichtungsträger zurück übertragen wird. Darüber hinaus wird der Jahresgewinn 

aus dem Betrieb gewerblicher Art „DSD“ in Höhe von € 51.042,00 (nach Abzug der darauf 

entfallenen Kapitalertragsteuer = € 42.964,60) an den Einrichtungsträger abgeführt. 

 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2016 weist einen Jahresgewinn von T€ 96 aus. Lt. Auskunft der 

Verwaltung soll der im Gesamtjahresgewinn enthaltene Jahresgewinn des BgA „Duale Systeme“ in 

Höhe von T€ 40 an den Landkreis ausgeschüttet werden und der Restgewinn von T€ 56 auf neue 

Rechnung vorgetragen werden. Ein solcher Gewinnverwendungsvorschlag wäre mit der 

wirtschaftlichen Lage der Abfallwirtschaftseinrichtung vereinbar. 
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V. ERTRAGSLAGE 

 Fragenkreis 14: Rentabilität / Wirtschaftlichkeit  

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach 
Segmenten/Konzernunternehmen zusammen? 

 

Das Unternehmen besteht lediglich aus dem Betriebszweig Abfallentsorgung. 

 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

 

Das Jahresergebnis wird per Saldo um T€ 4 durch periodenfremde Positionen begünstigt. 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere 
Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den 
Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen 
werden? 

 

Zwischen der Abfallentsorgung des Landkreises Kaiserslautern und dem Landkreis Kaiserslautern 

als Einrichtungsträger bestehen folgende wesentlichen Leistungsbeziehungen: 

 

Leistung  berechnete Vergütung 

  € 

Verwaltungskosten (inkl. Vollstreckungskosten) (Aufwand) 300.628,00 

 

Es erfolgt eine kostenorientierte Ermittlung auf Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung zwischen 

dem Einrichtungsträger und der Einrichtung. 

 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?  

 

Nicht einschlägig bei Abfallentsorgungseinrichtungen. 
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 Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

 

Im Berichtsjahr wurde ein Jahresgewinn von T€ 96 erwirtschaftet. 

 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um 
welche Maßnahmen handelt es sich? 

 

Vgl. Buchstabe a). 

 

 Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Ertragslage  

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

 

Vgl. die Ausführungen zu Fragenkreis 15. 

 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die 
Ertragslage des Unternehmens zu verbessern? 

 

Vgl. Fragenkreis 15 b). 

 

Die Mindestverzinsung gemäß § 8 Abs. 3 KAG errechnet sich wie folgt: 

 

 Eigenkapital zum 01.01.2016:  € 1.095.335,00 

 

 Mindestverzinsung (4 % von € 1.095.335,00) =  € 43.813,00 
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Der Jahresgewinn 2016 beträgt T€ 96, sodass die Mindestverzinsung gemäß § 8 Abs. 3 KAG 

erwirtschaftet bzw. die Wirtschaftsgrundsätze gemäß § 85 Abs. 3 GemO in Verbindung mit 

§ 8 Abs. 3 KAG erfüllt werden konnten. Im Übrigen empfehlen wir, die Entgelte mittels Vor- und 

Nachkalkulationen zu berechnen und die Kostenunter- oder Kostenüberdeckungen vor dem 

Hintergrund des Kommunalabgabengesetzes zu würdigen. Demnach sind Abweichungen von den 

tatsächlichen Kosten innerhalb angemessener Zeit auszugleichen. 

 


